
ortsrechtliche Bestimmung nach Ablauf eines
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-
ber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

3. § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie
folgt:

„Dauert die Veränderungssperre länger als 4
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach 
§ 15 Abs. 1 hinaus, so ist den Betroffenen für da-
durch entstandene Vermögensnachteile eine an-
gemessene Entschädigung in Geld zu leisten."

Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf
hingewiesen, dass der Entschädigungsberech-
tigte Entschädigung verlangen kann, wenn die in
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeifüh-
ren, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei der Stadt Oberhausen beantragt.

III.Bestätigungen gemäß § 2 Abs. 3 Bekannt-
machungsverordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments der Satzung über die Verlängerung der Ver-
änderungssperre Nr. 148 stimmt mit dem Rats-
beschluss vom 09.05.2016 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
BekanntmVO vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516 /
SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 12.05.2016

Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung der Stadt Oberhausen
über den Aufstellungsbeschluss zum Be-
bauungsplan Nr. 732 - Wernerstraße /
Duisburger Straße - und die Anwendung
des beschleunigten Verfahrens

I. Der Rat der Stadt hat am 09.05.2016 die Aufstellung
eines Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren
für das im Plan des Bereichs 5-1 - Stadtplanung - vom

07.04.2016 umrandete Gebiet beschlossen
(Bebauungsplan Nr. 732).

Das Plangebiet liegt im nordöstlichen Eckbereich
Wernerstraße / Duisburger Straße (Josefschule). Es
befindet sich in der Gemarkung Oberhausen, Flur 38,
und umfasst die Flurstücke Nr. 118 und 119.

Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 i. V. mit § 13 a
des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722).

Interessenten können zur Unterrichtung über die
Lage des Plangebiets einen Plan mit den Umrings-
grenzen im Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss,
Zimmer Nr. A 009, während der Öffnungszeiten:
Montag - Donnerstag 08:00 - 16:00 Uhr und Freitag
08:00 - 12:30 Uhr einsehen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 732 werden im Wesent-
lichen folgende Hauptplanungsziele verfolgt:

- Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes;

- Sicherung von Frei- und Grünflächen.

Eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird
nicht durchgeführt.

Hinweis

Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behör-
den zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem Ge-
setzbuch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke be-
treten und Vermessungen, Boden- und Grundwasser-
untersuchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen.
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II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Der durch den Rat der Stadt am 09.05.2016 gefasste
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 732 
- Wernerstraße / Duisburger Straße - unter Anwen-
dung des beschleunigten Verfahrens wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht.

III.Bestätigungen im Sinne des § 2 Abs. 3
Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Auf-
stellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 732 
- Wernerstraße / Duisburger Straße - unter Anwen-
dung des beschleunigten Verfahrens stimmt mit dem
Ratsbeschluss vom 09.05.2016 überein.

Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 und
2 BekanntmVO vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516 /
SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 17.05.2016

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 732:

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 732 im be-
schleunigten Verfahren wird innerhalb eines Allgemeinen
Wohngebietes (WA) das Ziel der Entwicklung eines
Pflegeheims (u. a. für junge Pflegebedürftige) sowie von
Apartments für selbstständiges Wohnen, mit der Möglich-
keit die Angebote des Pflegeheims zu nutzen, verfolgt.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.
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